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Liebe Leserinnen und Leser,

der dritte Newsletter des Jahres 2015 informiert Sie sowohl über Produktneuerungen der MetallRente wie 

auch über Aktivitäten des Gesetzgebers. So führt die MetallRente zu dem bereits vorhandenen Angebot der 

Absicherung gegen das Risiko der Berufsunfähigkeit nun eine an die gesetzliche Rente gekoppelte Erwerbs-

minderungsrente ein. Damit bietet MetallRente Absicherungsmöglichkeiten für jeden Bedarf und auch für  

jeden Geldbeutel. 

Im Fokus des Gesetzgebers steht die Umsetzung der EU-Mobilitätsrichtlinie, aber auch die Neuordnung der  

Versorgung der Syndikusanwälte. Über diese Themenbereiche haben wir bereits berichtet. 

Wie auch in den vergangenen Newslettern darf die Praxis der betrieblichen Altersversorgung nicht zu kurz 

kommen. In unserer Interviewreihe „Nachgefragt“ berichtet Sabine Siegloch, Beraterin im Team Württemberg, 

über die Erfahrungen mit der Absicherung gegen das Risiko der Berufsunfähigkeit.  

 

Abgerundet wird dieser Newsletter mit einem Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz, das sich mit der Frage 

zu beschäftigen hatte, ob die Kapitalzahlung einer Pensionskasse tarifermäßigt zu versteuern ist oder nicht.

Wir wünschen Ihnen wie immer eine angenehme Lektüre.

Newsletter der MetallRente Beratungseinheit
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MetallRente.EMI – die Erwerbsminderungsrente der MetallRente als 

Ergänzung zur gesetzlichen Rentenversicherung

Bereits in unserem Newsletter 01/2015 haben wir 

ausführlich die Möglichkeiten zur Absicherung des 

Erwerbseinkommens dargestellt. Die Notwendigkeit 

einer solchen Absicherung erkennt leider meist nur 

der Betroffene – dann ist es für eine Absicherung je-

doch zu spät. 

Viele Beschäftigte vertrauen auch noch der gesetz-

lichen Rentenversicherung. Mit dem Angebot an Leis-

tungen zur medizinischen und beruflichen Rehabili-

tation sowie zur Teilhabe am Arbeitsleben bietet die 

gesetzliche Rentenversicherung im puncto Erhaltung 

und Wiederherstellung der Arbeitskraft vorbildliche 

Leistungen. Wie sieht es jedoch aus, wenn der Be-

schäftigte aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr 

arbeiten kann?

 

Leistungshöhe in der gesetzlichen Rentenversiche-

rung

Dem aktuellen Geschäftsbericht der Deutschen Ren-

tenversicherung Bund lässt sich entnehmen, dass im 

Jahr 2013 ca. 350.000 Anträge auf Rente wegen  

Erwerbsminderung gestellt wurden. Von diesen ca. 

350.000 Anträgen wurden im Ergebnis ca. 180.000 

bewilligt. Diese auf den ersten Blick gering anmu-

tende Bewilligungsquote hat ihre Ursache zum einen 

sicher darin, dass in zahlreichen Fällen zunächst 

Maßnahmen zur Rehabilitation bewilligt werden  

und diese dann auch zum Erfolg führen. Zum ande-

ren ist seit dem Wegfall des Berufsschutzes Erwerbs-

minderung erst dann gegeben, wenn eine Tätigkeit 

auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt weniger als drei 

Stunden am Tag ausgeübt werden kann. 

Wirft man den Blick auf die Leistungshöhe, werden 

die mit der Erwerbsminderung eintretenden Einkom-

menseinbußen offensichtlich. Im Jahr 2013 lag dem 

Geschäftsbericht nach der durchschnittliche Zahlbe-

trag bei neu bewilligten Erwerbsminderungsrenten 

bei 613 Euro. Beiträge zur Krankenversicherung und 

Pflegeversicherung der Rentner sind hierbei bereits 

abgezogen.

Notwendigkeit der zusätzlichen Absicherung offen-

sichtlich

Angesichts der von der Deutschen Rentenversiche-

rung veröffentlichten Zahlen wird der Bedarf an ei-

ner zusätzlichen Absicherung offenbar. Letztlich 

muss sich jeder Beschäftigte die Frage stellen, wie  

er das eigene Risiko, berufsunfähig zu werden, ein-

schätzt. Dabei muss dem Beschäftigten klar sein, 

dass Berufsunfähigkeit jeden treffen kann. Erkran-

kungen der Psyche nehmen als Grund für die Berufs-

unfähigkeit stetig zu. 
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Aus gesundheitlichen Gründen muss jeder vierte Beschäftigte 

seinen Beruf aufgeben, Tendenz steigend. Berufsunfähigkeit 

kann alle Arbeitnehmer treffen, unabhängig vom Beruf.

Jeder vierte Beschäftigte wird berufsunfähig.

Häufigste Ursachen für 
Berufsunfähigkeit

Quelle: Morgen & Morgen GmbH, 
Stand: 4/2014, Zahlen gerundet.Psyche Bewegungs-

apparat
Krebser-

krankungSonstige Unfälle Herz-Kreislauf-
Erkrankungen

29 % 21 % 16 % 15 % 9 % 9 %
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Vielfältiges Angebot der MetallRente 

MetallRente bietet bei der Absicherung des Einkom-

mens bei Berufsunfähigkeit vielfältige Möglichkeiten. 

So kann die Absicherung auf den jeweiligen Einzelfall 

abgestimmt erfolgen. Gerade bei der Absicherung im 

Falle der Berufsunfähigkeit ist eine individuelle, kom-

petente Beratung, wie sie die MetallRente Beratungs-

einheit bietet, erforderlich. 

Je nach Einkommenshöhe und Alter ist entweder die 

betriebliche oder private Absicherung vorteilhafter. 

Auf die Frage, wie die Absicherung optimal gestaltet 

werden soll, gibt es keine pauschale Antwort. 

Als Einstieg in die Absicherung sollte in jedem Fall im 

Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge die Bei-

tragsbefreiung für den Fall der Berufsunfähigkeit mit 

eingeschlossen werden. Denn sowohl die private Be-

rufsunfähigkeitsversicherung als auch die gesetzliche 

Rentenversicherung erbringen ihre Leistungen nur 

bis zur Regelaltersgrenze. Daher lohnt es sich auch, 

sich Gedanken darüber zu machen, wie die Existenz-

grundlage nach Ablauf der Zahlungen aus der Berufs-

unfähigkeitsversicherung gestaltet werden soll. Die 

Beitragsbefreiung im Fall der Berufsunfähigkeit be-

wirkt, dass auch nach Eintritt der Berufsunfähigkeit 

die Beiträge zur Altersvorsorge von der MetallRente 

weiter gezahlt werden. Der Beschäftigte erhält dann 

die Altersleistung, die er erhalten hätte, wenn er die 

Beiträge zur Altersversorgung kontinuierlich gezahlt 

hätte. Damit ist ein wichtiger Beitrag zur Existenzsi-

cherung geleistet.

Neu im Angebot: die MetallRente.EMI

MetallRente bietet seit Kurzem auch eine Erwerbs-

minderungsrente – kurz EMI – an. Mit der Einführung 

von MetallRente.EMI werden vor allem zwei wichtige 

Anliegen verbunden: Erstens müssen alle Beschäf-

tigte Zugang zu bedarfsgerechtem Invaliditätsschutz 

haben. Gewerblichen Arbeitnehmern, die bisher auf-

grund starker Berufsgruppendifferenzierungen der 

Beiträge für risikoträchtigere Berufe oder auch Vor-

erkrankungen vielfach ohne Absicherung blieben, 

wird nun eine kostengünstige ergänzende Erwerbs-

minderungsrente ermöglicht. Zum Zweiten verhin-

dert die MetallRente.EMI, dass Erwerbsminderung in 

die Armutsfalle führt. Denn MetallRente.EMI bietet 

eine wirksame Ergänzung staatlicher Leistungen und 

orientiert sich mit seinem Bedingungswerk sehr eng 

an der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Bei einem Restleistungsvermögen von 3 bis 6 Stun-

den täglich erhalten Versicherte in der gesetzlichen 

Rentenversicherung üblicherweise die halbe Er-

werbsminderungsrente. In Ausnahmefällen wird je-

doch auch bei einem Restleistungsvermögen von  

3 bis 6 Stunden die volle Erwerbsminderungsrente 

gezahlt. Dies ist dann der Fall, wenn der Arbeits-

markt als „verschlossen“ gilt. Die EMI-Rente der Me-

tallRente leistet nach denselben Grundsätzen.  Erhält 

der Beschäftigte eine volle Rente aus der gesetz-

lichen Rentenversicherung, leistet auch die EMI der 

MetallRente voll. Mit der Angleichung der Leistun-

gen an die gesetzliche Rentenversicherung bietet die 

MetallRente.EMI einen echten Mehrwert und ist da-

mit das einzige Produkt am Markt, mit dem man auf 

der staatlichen Versorgung aufbauen kann. Praktisch 

heißt das: Man muss nur die Differenz zur gesetz-

lichen EMI-Rente versichern. Das reduziert die Bei-

tragshöhe deutlich.

Die MetallRente.EMI wird in zwei Varianten angebo-

ten: als Basisabsicherung mit vereinfachten Gesund-

heitsfragen (MR.EMI Smart) und einer versicherbaren 

Monatsrente bis 300 Euro und als Rente mit flexibler 

Leistungshöhe bis zu 5.500 Euro (MR.EMI Plus).

  Lassen Sie sich über die Möglichkeiten der Absi-

cherung von dem für Ihr Unternehmen verant-

wortlichen MetallRente-Berater informieren. 

  Fordern Sie ein unverbindliches Angebot an 

oder rechnen Sie selbst auf www.metallrente.de.

  Nutzen Sie in jedem Fall die Beitragsbefreiung 

im Fall der Berufsunfähigkeit als Ihren persön-

lichen Rentenretter bei Ihrer zusätzlichen Alters-

vorsorge.
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https://www.metallrente.com/BuRechnerApplet/EmiRechner.html
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Nachgefragt: Absicherung gegen das Risiko der Berufsunfähigkeit in 

der betrieblichen Praxis

Dass eine zusätzliche kapitalgedeckte Altersversor-

gung eine sinnvolle und notwendige Ergänzung zur 

gesetzlichen Rente ist, leuchtet heute jedem ein. 

Trotzdem lässt die Verbreitung der betrieblichen  

Altersversorgung in vielen Bereichen noch zu wün-

schen übrig. Arbeitgeber schaffen durch arbeitge-

berfinanzierte Bausteine Anreize für die Beschäf-

tigten, selbst vorzusorgen. Der einfachste und für 

das Unternehmen kostengünstigste Weg ist, zumin-

dest einen Teil der bei der Entgeltumwandlung ein-

gesparten Sozialversicherungsbeiträge an die Be-

schäftigten weiterzugeben. In Kombination mit den 

avwL in der Metall- und Elektroindustrie leistet der 

Arbeitgeber somit einen willkommenen Beitrag. 

Die Bereitschaft der Beschäftigten, sich gegen das 

Risiko der Berufsunfähigkeit abzusichern, ist im Ver-

gleich zur reinen Altersvorsorge weit geringer aus-

geprägt.

Frage: Frau Siegloch, gerade hat MetallRente ein 

neues Angebot zur Absicherung bei Erwerbsminde-

rung auf den Markt gebracht. Ist dieses Angebot aus 

der Sicht einer Beraterin, die täglich in den Firmen 

mit den Beschäftigten zu tun hat, sinnvoll? 

Sabine Siegloch: Diese Frage kann ich nur bejahen. 

In den Beratungen vor Ort sprechen wir als Metall-

Rente Beratungseinheit regelmäßig das Thema  

„Absicherung des Einkommens“ an. Wir finden für 

ein Diskussion auch stets offene Ohren. Denn die 

eintretende finanzielle Situation lässt sich mit Zahlen 

objektiv belegen. So beträgt die durchschnittliche  

Erwerbsminderungsrente bei Rentenzugang 2013 

weniger als 700 Euro. Von den materiellen Einbußen 

ganz abgesehen, haben die Beschäftigten, die Er-

werbsminderungsrente beziehen, noch andere Pro-

bleme, die belasten. Da möchte man eigentlich zu-

mindest finanziell abgesichert sein. 

Frage: Und trotzdem sorgen so wenige Beschäftigte 

für den Fall der Fälle vor. Woran liegt das Ihrer Mei-

nung nach? 

Sabine Siegloch: Das hat verschiedene Gründe. Na-

türlich hofft jeder, dass er selbst gesund bleibt. Wenn 

man sich gesund fühlt und auch gesund ist, er-

schließt sich die Notwendigkeit einer Absicherung 

nur schwer. Dabei muss man auch sehen, dass wir 

hier über eine Risikoabsicherung reden. Für die Be-

schäftigten, die gesund bleiben, gibt es keine Bei-

tragsrückerstattung. Dies sind alles Punkte, die für 

die Beschäftigten eine Rolle spielen. Dabei muss man 

wissen, dass die Berufsunfähigkeit und Erwerbsmin-

derung jeden überall treffen kann. Sei es durch einen 

Unfall oder auch durch Krankheit. Wenn man die Ur-

sachen für die Berufsunfähigkeit betrachtet, nehmen 

insbesondere die psychischen Erkrankungen als Ur-

sache zu.  

Frage: Was zeichnet die Produktpalette der Metall-

Rente besonders aus? 

Sabine Siegloch: Die Vorzüge und Stärken der Pro-

duktpalette lassen sich an mehreren objektiven Kri-

terien darstellen. Zunächst einmal sind wir in der 

Lage, dem Beschäftigten ein Produkt anzubieten, das 

für seine individuelle Situation passt. Für den einen 

Beschäftigten ist es vorteilhafter, die Absicherung im 

Rahmen der betrieblichen Altersversorgung vorzu-

nehmen, für den anderen Beschäftigten ist ein Pri-

vatvertrag besser. Neben steuerlichen und sozialver-

sicherungsrechtlichen Fragestellungen ist für die 

Vorteilhaftigkeit auch das hinter den Produkten ste-

hende Tarifwerk entscheidend. Was letztlich für den 

Einzelnen in Betracht kommt, muss im Rahmen eines 

individuellen Beratungsgespräches ermittelt werden. 

Über die Notwendigkeit der 

Absicherung und auch die 

Vorbehalte und Schwierig-

keiten in der täglichen Bera-

tung berichtet Sabine Sieg-

loch, Beraterin im Team 

Württemberg in Stuttgart.
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Finanzgericht Rheinland-Pfalz: Kapitalzahlung aus einer Pensions-

kassen-Versorgung ist tarifermäßigt zu versteuern

Sowohl bei der Direktversicherung der MetallRente 

wie auch bei der Pensionskasse und seit Kurzem 

auch beim Pensionsfonds der MetallRente kann der 

Beschäftigte bis kurz vor Eintritt in den Ruhestand 

entscheiden, ob er eine monatliche Rente, eine ein-

malige Kapitalzahlung oder eine Mischform aus bei-

den Leistungsarten in Anspruch nehmen möchte. 

Welche Art der Leistung in Frage kommt, hängt von 

den Wünschen und Vorstellungen des Berechtigten 

ab. Einen wesentlichen Einfluss auf die Entscheidung 

hat dabei die Frage, in welchem Umfang auf die Leis-

tung Sozialversicherungsbeiträge zu leisten sind. 

Denn je geringer die Abgaben, desto höher die Ren- 

dite der Altersversorgung. 

 

Die bisherige Rechtslage und Verwaltungspraxis 

Sofern die Beiträge in die Direktversicherung, den 

Pensionsfonds oder die Pensionskasse nach § 3 Nr. 63 

Hier kommt unsere Stärke als angestellte Berater 

zum Tragen. Wir sind in der Beratung unabhängig. 

Das Interesse des einzelnen Beschäftigten steht im 

Vordergrund. 

Weiter kommt uns zugute, dass die Partner der  

MetallRente hervorragende Produkte zur Verfügung 

stellen. 

Frage: Das ist eine mutige Behauptung. Wie lässt 

sich dies feststellen und untermauern? 

Sabine Siegloch: Das lässt sich objektiv belegen. Als 

Maßstab kann zunächst einmal die Bewilligungsquo-

te herangezogen werden. Diese gibt an, in wie viel 

Prozent der Anträge auf Leistungen aus der Berufs-

unfähigkeitsversicherung auch tatsächlich Leistun-

gen bewilligt wurden. Die Konsortialführer bei den 

Produkten zur Berufsunfähigkeit, die Allianz Lebens-

versicherungs-AG für den betrieblichen und die Swiss 

Life für den privaten Bereich, können mit Bewilli-

gungsquoten von ca. 80 % aufwarten. Dies bedeutet, 

dass in 8 von 10 Fällen auch Leistungen gewährt wur-

den. Damit grenzen sich diese Unternehmen deutlich 

vom Wettbewerb ab. 

Ein weiteres Indiz für die Qualität der Produkte ist 

die geringe Prozessquote. Bei beiden Unternehmen 

liegt diese Quote ebenfalls deutlich unter dem 

Durchschnitt des Wettbewerbs. Die Prozessquote 

gibt an, wie viele Versicherte nach Ablehnung ihre 

Ansprüche auf Leistungen gerichtlich geltend ma-

chen. Bei der Allianz beträgt diese Quote ca. 1,6 %, 

bei der Swiss Life ca. 2 %. Damit kann festgehalten 

werden, dass die Absicherung auch das hält, was sie 

verspricht.  

Frage: Viele Beschäftigte scheuen bei Abschluss ei-

ner Versicherung die Gesundheitsfragen. Wie sieht 

das bei den Produkten der MetallRente aus? 

Sabine Siegloch: Der Abschluss einer Versicherung 

ist auch bei MetallRente an eine Gesundheitsprüfung 

geknüpft. MetallRente hat jedoch an den Stellen, an 

denen dies möglich ist, für Vereinfachungen gesorgt. 

So ist in den meisten Fällen eine vereinfachte Ge-

sundheitsprüfung ausreichend. Teilweise kann der 

Beschäftigte die Fragen auch selbst beantworten. 

Dort, wo eine vereinfachte Gesundheitsprüfung zum 

Tragen kommt, ist es ausreichend, dass der Beschäf-

tigte bestätigt, dass er in den vergangenen zwei Jah-

ren zu keinem Zeitpunkt länger als vier Wochen am 

Stück krank war und dass er keine Kenntnis von 

schwerwiegenden Erkrankungen hat. 

Wichtig ist, dass die Bedingungen, unter denen die 

Versicherung abgeschlossen wird, von Anfang an 

transparent sind. Und hier kommt es dann wieder 

auf die Beratung und Betreuung vor Ort an.
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EStG steuerfrei eingezahlt wurden, war klar, dass die 

Leistungen in vollem Umfang, also mit dem Zahlbe-

trag zu versteuern sind. Dies galt unabhängig davon, 

ob der Beschäftigte die Rente oder die Kapitalzah-

lung in Anspruch genommen hat. 

Gerade dann, wenn der Beschäftigte sich für die Ka-

pitalzahlung entscheidet, muss der Zeitpunkt der  

Kapitalzahlung gut überlegt sein. Wählt der Beschäf-

tigte beispielsweise den Monat November oder De-

zember für die Auszahlung und hat er bis dahin aus 

dem Arbeitsverhältnis Arbeitsentgelt bezogen, er-

höht sich die Steuerlast durch die Progression. Wür-

de derselbe Beschäftigte bis zum Beginn des  

Folgejahres, in dem er ausschließlich Rente aus der 

gesetzlichen Rentenversicherung bezieht, warten, so 

wäre die Steuerlast auf die Kapitalzahlung wesent-

lich geringer. 

An der Tatsache, dass die Kapitalzahlung in vollem 

Umfang und auch ohne Tarifermäßigung zu versteu-

ern ist, hat die Finanzverwaltung bisher keine Zweifel 

aufkommen lassen. Dies ist so auch dem Rundschrei-

ben des BMF zur Förderung der privaten und be-

trieblichen Altersversorgung zu entnehmen.

Der Sachverhalt 

Eine Beschäftigte hatte beginnend im Jahr 2003 eine 

zusätzliche Altersversorgung über eine Pensionskas-

se durch Entgeltumwandlung finanziert. Ende des 

Jahres 2009 schied die Beschäftigte aus dem Arbeits-

leben aus. Im Jahr 2010 bezog die Beschäftigte noch 

Einkünfte aus dem zum 31. 12. 2009 beendeten Ar-

beitsverhältnis, Rente aus der gesetzlichen Renten-

versicherung und die Kapitalleistung der Pensions-

kasse in Höhe von ca. 17.000 Euro. Für die 

Berechnung der Steuer legte das Finanzamt den 

vollen Zahlbetrag von 17.000 Euro zugrunde.

Gegen den Steuerbescheid hat die Beschäftigte frist-

gerecht Einspruch erhoben. Erwartungsgemäß wur-

de der Einspruch zurückgewiesen, woraufhin Klage 

zum Finanzgericht erhoben wurde.

Die Entscheidung

Sicher für alle überraschend hat das Finanzgericht 

der Klage stattgegeben und im Ergebnis die Mei-

nung vertreten, dass auch auf die Kapitalzahlung aus 

einer Pensionskasse die Fünftelungsregel des § 34 

EStG anzuwenden sei. 

Mit dieser Regel wird die Steuer bei zusammenge-

ballten Einkünften linear auf fünf Jahre verteilt. Die 

Steuer wird also so berechnet, als ob in den kom-

menden fünf Jahren jeweils nur ein Fünftel des ge-

zahlten Betrages fällig geworden wäre. 

Das Gericht hat sich in der Begründung ausführlich 

mit dem Zweck der Fünftelungsregel auseinanderge-

setzt und seine Entscheidung auch auf den Gedan-

ken der Gleichbehandlung gestützt. Denn bei Leis-

tungen aus der Basisversorgung kann die 

Fünftelungsregel zur Anwendung kommen. 

Konsequenzen aus dem Urteil 

Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Das Finanzgericht 

hat gegen das Urteil beim Bundesfinanzhof bereits 

Revision eingelegt.

Wann der Bundesfinanzhof über die Frage, ob die 

Kapitalzahlung aus der Pensionskasse ermäßigt zu 

versteuern ist, entscheiden wird, ist nicht absehbar. 

Sofern Steuerbescheide, in denen auch die Steuer auf 

eine Kapitalzahlung aus einer Pensionskasse mit dem 

vollen Steuersatz erfasst sind, erlassen werden, sollte 

dagegen Einspruch erhoben werden. 

Gleiches gilt auch für die Kapitalzahlung aus einer 

Direktversicherung, deren Beiträge nach § 3 Nr. 63 

EStG steuerfrei eingezahlt wurden, und auch für Ka-

pitalleistung des Pensionsfonds.

  Das Urteil des FG Rheinland-Pfalz ist 

diesem Newsletter im Volltext beigefügt. 

Urteil hier lesen.

 

https://www.allianzpp.com/media/service/newsletter/Urteil_FG_Rheinland-Pfalz_Versteuerung_Kapitalzahlung_PK.pdf
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Pensionsverpflichtungen im Auge behalten

HGB-Rechnungszins – Entwicklung seit 2009

Wir laden Sie zur nächsten telefonischen Fachkonferenz mit dem Titel „Fit für die Zukunft – Niedrigzins 

zur Neuordnung der Altersvorsorge nutzen“ ein. Die Fachkonferenz findet als Webinar (Telefonkonfe-

renz mit gleichzeitiger Online-Präsentation) am 29. 9. 2015 um 08:30 Uhr statt.  

In den Medien und unter Experten wird derzeit viel über die Auswirkungen der anhaltenden Niedrig-

zinsphase auf die Pensionsrückstellungen in den Bilanzen gesprochen. Aber was passiert danach? Wie 

können die Auswirkungen konkret abgemildert oder gar vermieden werden? Was ist in der Praxis tat-

sächlich möglich?

Anhand von Beispielen beantworten wir diese Fragen und zeigen Ihnen, wie eine Neuordnung der Al-

tersvorsorge konzipiert werden kann, um zukünftige Belastungen für den Gewinn Ihres Unternehmens 

zu vermeiden. Der Vortrag wird ca. 20 Minuten dauern. Danach haben Sie die Möglichkeit, Fragen zu 

stellen und mit den Referenten zu diskutieren.

Wie können Sie an der Fachkonferenz teilnehmen?

Hier können Sie sich online anmelden:    Ich möchte teilnehmen

Nach der Anmeldung schicken wir Ihnen eine E-Mail, der Sie die Zugangsdaten zur Teilnahme an der 

Fachkonferenz entnehmen können.  

Sollten Sie bis zum 31. 8. 2015 keine Mail erhalten haben, sprechen Sie den für Ihr Unternehmen 

verantwortlichen MetallRente-Berater an oder nutzen Sie die Möglichkeit zur Anmeldung auf  

www.allianzpp.com. 

Wir freuen uns, Sie bei unserer Fachkonferenz zu begrüßen.

Vorankündigung: telefonische Fachkonferenz zum Thema 

„Fit für die Zukunft – Niedrigzins zur Neuordnung der  

Altersvorsorge nutzen“ am 29. 9. 2015

Zum 1. 7. 2015 hat sich die Zusammensetzung des Konsortiums der MetallRente Direktversicherung 

geändert. Die Änderung betrifft ausschließlich die MetallRente Direktversicherung gegen laufende 

Beitragszahlung. Bei MetallRente sind dies die Produktausprägungen Klassik, Chance und Profil. 

Änderung in der Zusammensetzung des MetallRente Konsortiums 

in der Direktversicherung 

Dem Konsortium zur Direktversicherung gehören folgende Versicherer an:

Allianz Lebensversicherungs-AG 60 %

R+V Lebensversicherung AG 20 % (bisher 11 %)

ERGO Lebensversicherung AG 11 %

Swiss Life AG, Niederlassung für Deutschland  9 %

Die Generali ist im Konsortium nicht mehr vertreten.

http://wcc.webeventservices.com/r.htm?e=1031237&s=1&k=28EEE6F0045C3CF7EA518C18A6409DDF
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Dass die Rechtsprechung dem Gesetzgeber die eige-

nen Unzulänglichkeiten vor Augen führt, ist nicht 

neu. So hat jüngst das Bundesverfassungsgericht 

dem Bundesgesetzgeber ins Stammbuch geschrie-

ben, dass ihm für das Betreuungsgeld die Gesetzge-

bungskompetenz fehle. Der Bundesgesetzgeber war 

mit anderen Worten hier gar nicht zuständig. 

 

Auf einfacher gesetzlicher Ebene haben vor allem 

Entscheidungen zu zwei Sachverhalten eine größere 

Aufmerksamkeit erregt. In mehreren Entscheidungen 

hat das Bundessozialgericht die Meinung vertreten, 

dass die in Unternehmen beschäftigten Juristen kei-

ne Möglichkeit mehr haben, sich von der gesetz-

lichen Rentenversicherung befreien zu lassen und 

sich den berufsständischen Versorgungswerken an-

zuschließen. Das Bundessozialgericht hat ausgeführt, 

dass der jahrelangen Verwaltungspraxis der Deut-

schen Rentenversicherung Bund die gesetzliche 

Grundlage fehle. Als Folge sind nun die meisten Un-

ternehmensjuristen seit Beginn dieses Jahres in der 

gesetzlichen Rentenversicherung versichert. 

In einer Entscheidung vom 30. 9. 2014 hat das Bun-

desarbeitsgericht ausgeführt, dass Arbeitgeber, die 

zugunsten ihrer Beschäftigten vor dem 16. 5. 1996 

Direktversicherungsverträge abgeschlossen haben, 

auch weiterhin die Anpassungsprüfung vornehmen 

müssen (vgl. hierzu den MetallRente Newsletter 

02/2015). 

 

Zu beiden Punkten ist der Gesetzgeber nun aktiv ge-

worden. 

Neuregelung zum Recht der Syndikusanwälte

Wie bereits erwartet, soll den in den Unternehmen 

beschäftigten Juristen wieder die Möglichkeit eröff-

net werden, sich von der gesetzlichen Rentenversi-

cherung befreien zu lassen und statt dessen den 

berufsständischen Versorgungswerken beizutre-

ten. 

Notwendig wird diese Neuregelung durch mehrere 

Entscheidungen des Bundessozialgerichts (BSG) 

vom April vergangenen Jahres. Das BSG hatte ent-

schieden, dass für eine Befreiung keine gesetzliche 

Grundlage existiere. In der Folge wurden die in 

den Unternehmen beschäftigten Juristen bis auf 

wenige Ausnahmen in der gesetzlichen Rentenver-

sicherung angemeldet. 

Mit der angestrebten gesetzlichen Neuregelung 

wird im Ergebnis der Zustand wiederhergestellt, 

der vor den genannten Entscheidungen des BSG 

bestanden hat. Im Sinne einer einheitlichen Alters-

versorgung ist dies begrüßenswert. Konsequenter-

weise lässt das Gesetz demnach auch die rückwir-

kende Befreiung zu.

 

Rentenanpassung bei Direktversicherung und 

Pensionskasse

Eine weitere gesetzgeberische Korrektur wurde 

durch das Urteil des BAG vom 30. 9. 2014 erforder-

lich. Wie bereits berichtet, hat das BAG alte  

Direktversicherungsverträge aus dem Geltungs- 

bereich des § 16 Abs. 3 BetrAVG herausgenommen. 

Nach dieser Bestimmung ist der Arbeitgeber bei 

Vorliegen näher bestimmter Voraussetzungen von 

der Pflicht zur Anpassungsprüfung befreit. Viele 

Arbeitgeber waren von dieser Entscheidung über-

rascht, da sie in der Vergangenheit stillschweigend 

davon ausgehen konnten, dass sie nach Beendi-

gung des Arbeitsverhältnisses und Beginn der Ren-

tenzahlung durch die Direktversicherung keine 

weiteren Pflichten mehr hätten. Für die Direkt- 

versicherungsverträge der MetallRente trifft dies 

auch zu, da diese sämtlich nach dem Stichtag  

16. 5. 1996 abgeschlossen wurden.

Ausblick – was der Gesetzgeber vorhat

Im Vordergrund steht die Umsetzung der EU-Mobili-

tätsrichtlinie in nationales Recht. Wir hatten hierzu 

bereits ausführlich in unserem letzten Newsletter 

berichtet. Der entsprechende Gesetzesentwurf wur-

de zwischenzeitlich vom Bundeskabinett gebilligt. 

Das Gesetzgebungsverfahren ist also eröffnet. Wir 

werden über den Fortgang des Verfahrens weiter 

berichten. 

Bei Fragen zur Neuregelung des Rechts der 

Syndikusanwälte steht Ihnen Herr Dr. Albrecht 

Eisenreich als direkter Ansprechpartner zur 

Verfügung. Sie erreichen Herrn Dr. Eisenreich 

per Mail (albrecht.eisenreich@allianzpp.com) 

oder unter 0711-663 4466.
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Rechtsprechung aktuell: BGH entscheidet beim Bezugsrecht 

zugunsten der Ex-Frau

Der Kampf um Vermögenswerte setzt sich auch nach 

dem Tod des Ex-Ehemannes fort. Der BGH hat diesen 

Kampf in einer am 22. 7. 2015 verkündeten Entschei-

dung zugunsten der Ex-Ehefrau entschieden.

Was war geschehen? 

Ein Arbeitnehmer hatte eine Direktversicherung 

nach § 40b a. F. EStG abgeschlossen. Als bezugsbe-

rechtigt im Falle des Todes hatte er dem Versicherer 

gegenüber seine Ehefrau benannt, allerdings ohne 

den Namen anzugeben. Nach Scheidung und Wie-

derverheiratung hatte der Mann dies der Versiche-

rung telefonisch mitgeteilt. Ihm wurde versichert, 

dass damit alles in Ordnung sei. 

Nach dem Tod des Mannes fordert nun die im Zeit-

punkt des Todes aktuelle Ehefrau die Versicherungs-

leistung. Während die Vorinstanzen der Klage statt-

gegeben haben, hat der Bundesgerichtshof die Klage 

abgewiesen und die Versicherungsleistung der Ex-

Ehefrau zugesprochen.

Die Begründung

Auf den ersten Blick überrascht die Entscheidung. 

Denn als bezugsberechtigt war ja die „Ehefrau“ ein-

getragen. Während die Vorinstanzen, das LG Frank-

furt und das OLG Frankfurt, darauf abgestellt haben, 

dass damit die Ehefrau gemeint sei, die im Zeitpunkt 

des Todes mit dem Verstorbenen verheiratet war, hat 

der BGH darauf abgestellt, dass die Ehefrau gemeint 

war, die im Zeitpunkt des Abschlusses der Versiche-

rung bzw. der Abgabe der Erklärung mit dem Ver-

storbenen verheiratet war. Demzufolge ist die Versi-

cherungsleistung an die Ex-Ehefrau auszuzahlen.

TIPP: Bei vor dem 01. 1. 2005 abgeschlossenen Direkt-

versicherungsverträgen ist das Bezugsrecht frei gestalt-

bar. Um jeglichen Auslegungsschwierigkeiten vorzubeu-

gen, sollte in diesen Fällen der Bezugsberechtigte 

namentlich benannt werden. Im Zuge einer Scheidung 

muss die Bezugsberechtigung überprüft und ggf. geän-

dert werden.

Da aktuell das Urteil des BGH im Volltext noch nicht 

vorliegt, fügen wir diesem Newsletter das Urteil des 

OLG Frankfurt bei, aus dem sich der Sachverhalt er-

gibt. Bitte beachten Sie: der BGH hat die Entschei-

dung des OLG aufgehoben! Urteil hier lesen.

In dem Gesetzesentwurf zur Umsetzung der EU-Mo-

bilitätsrichtlinie findet sich nun auch eine Anpassung 

des § 16 Abs. 3 BetrAVG. Sofern die Pensionskasse 

oder die Direktversicherung sämtliche Überschussan-

teile zur Erhöhung der Leistungen nutzt, fällt die  

Anpassungsprüfung weg. Für die Unternehmen be-

deutet dies, dass mit Beginn der Leistung aus der  

Direktversicherung oder der Pensionskasse der Be-

schäftigte dann auch tatsächlich ausgeschieden ist.

https://www.allianzpp.com/media/service/newsletter/Urteil_OLG_Frankfurt.pdf
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Entscheidung: URTEIL


Sachgebiet(e)


Gerichtstyp FG  


Gerichtsort Neustadt  


Datum 19.05.2015 


Aktenzeichen 5 K 1792/12


Titel Wie bei der Basisvorsorge sind Einmalkapitalauszahlungen im Rahmen der 
betrieblichen Altersvorsorge tarifermäßigt zu besteuern. 


Text
Im Namen des Volkes


Urteil


5 K 1792/12


In dem Finanzrechtsstreit


der Frau 


- Klägerin -


prozessbevollmächtigt:   


gegen


Finanzamt 


- Beklagter -


wegen Einkommensteuer 2010


hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz - 5. Senat - aufgrund mündlicher Verhandlung 
vom 19. Mai 2015 durch 


den Vorsitzenden Richter am Finanzgericht        Kramer,
den Richter am Finanzgericht                              Riehl,
die Richterin am Finanzgericht                             Lang,
die ehrenamtliche Richterin                                  Geschäftsführerin Kohmer und
den ehrenamtlichen Richter                                 Polizeibeamter Fischer


für Recht erkannt:


I. Der Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 2. Januar 2012 
in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 23. Mai 2012 wird dahin gehend geändert, 
dass die Kapitalauszahlung in Höhe von 16.923,88 € gemäß § 34 EStG tarifermäßigt zu 
besteuern ist. Die Berechnung der unter Berücksichtigung der Tarifermäßigung 
festzusetzenden Einkommensteuer wird dem Beklagten aufgegeben (§ 100 Abs. 2 S. 2 
FGO).


II. Die Kosten des Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


III. Das Urteil ist wegen der vom Beklagten zu tragenden Kosten 
vorläufig vollstreckbar. Dem Beklagten wird gestattet, die Vollstreckung durch 
Sicherheitsleistung in noch festzusetzender Höhe abzuwenden, sofern nicht die Klägerin 
vor der Vollstreckung Sicherheit in dieser Höhe leistet.


Verkündet am: 19.05.2015


gez. RFG, Riehl


z.:


Verkündet am: 


Handz.:


Seite 1 von 12


06.07.2015file:///C:/Users/a702012/Downloads/Entscheidung.html



file:///C:/Users/a702012/Downloads/Entscheidung.html





IV. Die Revision wird zugelassen.
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Tatbestand


Streitig ist, ob es sich bei der Kapitalauszahlung in Höhe von gerundet 16.924,- € um 
außerordentliche Einkünfte handelt, da sie eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit 
darstellt. 


Die am 6. September 1949 geborene Klägerin wurde in den Veranlagungsjahren 2007 
bis 2009 mit ihrem Ehemann zusammen veranlagt. Im Kalenderjahr 2007 bezog sie 
einen Bruttoarbeitslohn in Höhe von 22.951,- €, im Kalenderjahr 2008 in Höhe von 
21.900,- € und im Kalenderjahr 2009 in Höhe von 23.096,- €. Hiervon brachte sie jeweils 
den Arbeitnehmerpauschbetrag in Höhe von 920,- € in Abzug.


Im Streitjahr 2010 beantragte die Klägerin Einzelveranlagung nach § 26a EStG. Zum 
1. Januar 2010 trat die Klägerin, die bis zum 31. Dezember 2009 bei der Kreissparkasse 
beschäftigt war, in den Ruhestand. In ihrer Einkommensteuererklärung für 2010 vom 3. 
November 2011 erklärte die Klägerin Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit in Höhe 
von 11.467,- €. Diese setzten sich aus dem Bruttoarbeitslohn in Höhe von 1.711,- € und 
der Abfindung für ihren vorzeitigen Eintritt in den Ruhestand zum 1. Januar 2010 in 
Höhe von 9.756,- € zusammen. Zudem bezog sie Renteneinkünfte aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung in Höhe von 10.831,- €, aus einem Altersvorsorgevertrag eine 
Leibrente in Höhe von 2.393,- € und die allein im Streit befindliche Leistung aus einem 
Altersvorsorgevertrag in Höhe von 16.924,- €. Während sich der Gesamtbetrag ihrer 
Einkünfte im Jahr 2007 auf 21.714,- €, im Jahr 2008 auf 20.980,- € und im Jahr 2009 auf 
22.176,- € belief, betrug er im Streitjahr 2010 34.392,- €. Der 
Einkommensteuererklärung lag das Schreiben der Sparkassen-Pensionskasse AG vom 
3. November 2010 bei, aus dem sich ergab, dass sie aus der betrieblichen 
Altersvorsorge einen Auszahlungsbetrag in Höhe von 16.924,- € erhalten hatte. 


Der Altersvorsorgeleistung in Höhe von 16.924,- € lag die Vereinbarung zur 
Entgeltumwandlung zwischen der Klägerin und der Kreissparkasse vom 12. August 
2003 zugrunde. Zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung der Klägerin 
wurde ihr Gehaltsanspruch in Höhe von monatlich 100,- € mit Wirkung ab dem 1. 
September 2003 in einen Anspruch auf Versicherungsschutz in Form von Beiträgen zur 
Pensionskassenversorgung im Sinne des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung umgewandelt. Hinsichtlich ihres Anspruchs auf Entgeltumwandlung bis 
zu 4% der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung wählte sie die Steuerbefreiung gemäß § 3 Nr. 63 EStG. Mit 
Schreiben vom 23. Oktober 2009 teilte die Kreissparkasse der Sparkassen-
Pensionskasse AG mit, dass die Klägerin gebeten habe, ihre betriebliche 
Altersversorgung zum 1. November 2010 durch eine Kapitalauszahlung abzufinden. 
Ausweislich des Teilversicherungsscheines vom 30. September 2003 war die 
Kreissparkasse Versicherungsnehmer und die Klägerin versicherte Person. 
Ursprünglich war vereinbart, dass spätestens ab dem 1. Januar 2015 die monatlichen 
Rentenzahlungen beginnen sollten. Die Rente war für 10 Jahre garantiert. 


Mit Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 2. Januar 2012 setzte der Beklagte 
Einkommensteuer in Höhe von 5.453,- € fest. Bei den sonstigen Einkünften erfasste der 
Beklagte die Leistung aus dem Altersvorsorgevertrag in Höhe von 16.923,88 €. In den 
Erläuterungen führte der Beklagte aus, dass die Werte zur Besteuerung von Renten als 
sonstige Einkünfte auf Daten beruhen, die der Rentenversicherungsträger der 
Finanzverwaltung mitgeteilt habe. Es sei eine getrennte Veranlagung nach § 26a EStG 
durchgeführt worden.


Hiergegen erhob die Klägerin Einspruch. Die Abfindungszahlung der Sparkassen-
Pensionskasse AG sei nach § 34 EStG tarifermäßigt zu besteuern. 


Mit Schreiben vom 19. Januar 2012 wies der Beklagte darauf hin, dass die bescheinigte 
Leistung in Höhe von 16.923,88 € aus dem Altersvorsorgevertrag gemäß § 82 EStG in 
vollem Umfang der Besteuerung unterliege. Da es sich bei der Einmalkapitalauszahlung 
nicht um außerordentliche Einkünfte nach § 34 Abs. 2 EStG (weder eine Entschädigung 
noch eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit) handele, komme eine Anwendung 
der Fünftelregelung des § 34 EStG nicht in Betracht. 


Hierauf erwiderte die Klägerin, dass ihr aus dem seit dem 1. September 2003 
bestehenden Vertrag am 3. November 2010 einmalig 16.924,- € ausgezahlt worden 
seien. Die Beiträge seien aus Gehaltsbestandteilen der Jahre 2003 bis 2009 geleistet 
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worden. Ihr Arbeitslohn sei im Rahmen der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
entsprechend gemindert gewesen. § 34 Abs. 2 EStG besage, dass Vergütungen, die für 
mehrjährige Tätigkeiten gewährt würden, nicht mit dem normalen, sondern dem 
Steuersatz zu belegen seien, der sich ergebe, wenn dieses außerordentliche, 
zusammengeballte Einkommen linear auf fünf Jahre verteilt werde. Hierdurch solle der 
Progressionseffekt, der ohne die Verteilung voll beim Bezug der außerordentlichen 
Einkünfte durchschlage, abgemildert werden. Es könne steuerlich nicht hingenommen 
werden, die Begünstigung des § 34 EStG bei einer einmaligen Kapitalauszahlung - wie 
vorliegend geschehen - zu verweigern.


Mit Schreiben vom 2. März 2012 wies der Beklagte darauf hin, dass sich die Höhe der 
zu versteuernden Bezüge danach richte, wie die Beiträge in der Anwartschaftsphase 
steuerlich behandelt worden seien. Sehe die Versorgungsvereinbarung eine 
Kapitalauszahlung vor, müsse hinsichtlich der Besteuerung danach differenziert werden, 
wie die Beiträge in der Anwartschaftsphase behandelt worden seien. Keine Besteuerung 
erfolge, soweit die Beiträge pauschal oder nach den Merkmalen der Lohnsteuerkarte 
versteuert worden seien. Die Kapitalauszahlung sei nicht steuerbar. Voll versteuert 
werde die Ablaufleistung nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG, soweit die Kapitalauszahlung auf 
Beiträgen beruhe, die nach § 3 Nr. 63 EStG von der Besteuerung freigestellt worden 
seien. Die Tarifermäßigung nach § 34 Abs. 1 EStG komme nicht in Betracht. Er 
verweise auf das BMF-Schreiben vom 31. März 2010 (BStBl I, 270 ff. Rn. 329 und 330).


Mit Einspruchsentscheidung vom 23. Mai 2012 wies der Beklagte den Einspruch als 
unbegründet zurück. Auf die Einspruchsentscheidung wird verwiesen.


Mit ihrer bei Gericht am 21. Juni 2012 eingegangenen Klage macht die Klägerin im 
Wesentlichen dasselbe wie im Einspruchsverfahren geltend. Die mildernde 
Progressionswirkung des § 34 EStG gelte grundsätzlich für alle Einkommensarten, 
somit auch für den § 22 EStG. Die Spezifikation der geforderten „außerordentlichen 
Einkünfte“ ergebe sich aus der abschließenden Auflistung in § 34 Abs. 2 EStG. 
Nachzahlungen von Ruhegehaltsbezügen und aus der betrieblichen Altersversorgung 
(sog. Betriebsrenten) würden ebenfalls als außerordentliche Einkünfte gemäß § 34 Abs. 
2 Nr. 4 EStG angesehen werden. 


Die Klägerin beantragt, 


1. den Einkommensteuerbescheid für 2010 vom 2. Januar 2012 in Gestalt der 
Einspruchsentscheidung vom 23. Mai 2012 dahin gehend zu ändern, dass die 
anzusetzende Einkommensteuer auf die Kapitalauszahlung in Höhe von 16.924,- € nach 
der Fünftelmethode gemäß § 34 Abs. 1 S. 2 EStG berechnet wird, 


2. hilfsweise, die Revision zuzulassen. 


Der Beklagte beantragt,


die Klage abzuweisen.


Der Beklagte tritt der Klage entgegen und macht geltend, dass die 
Einmalkapitalauszahlung im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG keine Vergütung für eine 
mehrjährige Tätigkeit darstelle. Die steuerliche Behandlung von 
Einmalkapitalauszahlungen sei im BMF-Schreiben vom 31. März 2010 (BStBl I, S.270 
ff.) in den Rz. 329 und 330 geregelt.


Entscheidungsgründe


Die Klage hat Erfolg. Der angefochtene Einkommensteuerbescheid für 2010 in Gestalt 
der Einspruchsentscheidung ist rechtswidrig und verletzt die Klägerin in ihren Rechten, 
soweit der Beklagte die einmalige Kapitalauszahlung in Höhe von 16.924,- € nicht 
tarifermäßigt besteuert hat (§ 100 Abs. 1 S. 1 FGO). Obwohl es sich bei der 
Einmalkapitalauszahlung an die Klägerin aus dem im November 2010 aufgelösten 
betrieblichen Altersvorsorgevertrag um Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten 
gehandelt hat, hat der Beklagte sie, ohne die Tarifermäßigung gemäß § 34 Abs. 1 EStG 
zu berücksichtigen, zu Unrecht in voller Höhe der Besteuerung unterworfen. 


I. Bei der Einmalkapitalleistung in Höhe von 16.924,- € an die Klägerin durch die 
Sparkassen-Pensionskasse AG hat es sich um eine Leistung aus einem 
Altersvorsorgevertrag gehandelt, die zunächst auf eine monatliche Rente ab dem 
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Januar 2015 gerichtet gewesen ist.


1. Gemäß § 22 Nr. 5 S. 1 EStG gehören zu den sonstigen Einkünften die Leistungen 
aus Altersvorsorgeverträgen, Pensionsfonds, Pensionskassen und 
Direktversicherungen. Erfolgt eine Kapitalauszahlung, ist diese nachgelagert voll zu 
versteuern (BT-Drucks. 16/2712, S. 50). Nur soweit nach § 22 Nr. 5 S. 2 EStG 
Leistungen auf nicht geförderten Beiträgen beruhen, greift bei einer Kapitalauszahlung § 
20 Abs. 1 Nr. 6 EStG, d. h. der Unterschiedsbetrag zwischen der Leistung und der 
Summe der Beiträge ist zu versteuern. Vorliegend greift § 22 Nr. 5 S. 2 EStG schon 
deshalb nicht, weil die Beiträge der Klägerin gemäß § 3 Nr. 63 EStG steuerbefreit, d. h. 
gefördert gewesen sind. 


§ 22 Nr. 5 S. 1 EStG sieht vor, dass Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen, aus 
Pensionsfonds, aus Pensionskassen und aus Direktversicherungen in voller Höhe der 
Besteuerung unterliegen. Der Begriff der Leistungen ist umfassend und erstreckt sich 
grundsätzlich auf sämtliche Auszahlungen (Renten, Kapitalauszahlungen, 
Auszahlungsplanraten im Sinne des § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 AltZertG). Auch soweit mit 
dem Auszahlungsbetrag Beitragsleistungen, gewährte Zulagen und erwirtschaftete 
Erträge zurückfließen, greift die Besteuerung nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG (BT-Drucks. 
14/4595, 66).


Nach § 82 Abs. 1 EStG sind geförderte Altersvorsorgebeiträge im Rahmen der in § 10a 
EStG genannten Grenzen Beiträge, die der nach § 79 EStG Zulageberechtigte bis zum 
Beginn der Auszahlungsphase zugunsten eines auf seinen Namen lautenden Vertrages 
leistet, der nach § 5 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes zertifiziert ist 
(Altersvorsorgevertrag). Zu den Altersvorsorgebeiträgen gehören nach § 82 Abs. 2 
Buchst. b EStG auch die Beiträge des Arbeitnehmers und des ausgeschiedenen 
Arbeitnehmers, die dieser im Fall der zunächst durch Entgeltumwandlung finanzierten 
und nach § 3 Nr. 63 oder § 10a EStG und diesem Abschnitt geförderten 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung nach Maßgabe des § 1a Abs. 4 und § 
1b Abs. 5 S. 1 Nr. 2 des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) selbst erbringt, wenn eine 
Auszahlung der zugesagten Altersvorsorgeleistung in Form einer Rente oder eines 
Auszahlungsplans vorgesehen ist. 


2. Vorliegend hat der Arbeitgeber der Klägerin durch Entgeltumwandlung von monatlich 
100,- € gemäß § 3 Nr. 63 EStG ab September 2003 steuerbefreite Leistungen in der 
Ansparphase in den mit der Pensionskasse geschlossenen Altersvorsorgevertrag 
eingezahlt. Nachdem sich die Klägerin ab dem 1. Januar 2010 im Ruhestand befand 
und bereits am 23. Oktober 2009 um Kapitalabfindung ihres Altersvorsorgevertrages 
gebeten hatte, wandelte sie ihren ab Januar 2015 vorgesehenen monatlichen 
Rentenanspruch aus dem Altersvorsorgevertrag auf ihren Wunsch in eine 
Einmalauszahlung um. Am 3. November 2010 wurde die Kapitalabfindung ausgezahlt. 


3. § 22 Nr. 5 S. 1 EStG ist gegenüber anderen Vorschriften lex specialis für Leistungen 
aus Altersvorsorgeverträgen sowie für Leistungen aus Pensionsfonds, Pensionskassen 
und Direktversicherungen. Die steuerliche Beurteilung dieser Produkte ist abschließend 
in § 22 Nr. 5 EStG geregelt (vgl. Weber-Grellet in: Schmidt, EStG-Kommentar, 34. Aufl., 
§ 22 Rn.125). Hiernach hat § 22 Nr. 5 S. 1 EStG Vorrang vor § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG, 
der zudem erst für nach dem 31. Dezember 2004 abgeschlossene Verträge greift. 


II. Die gemäß § 22 Nr. 5 S. 1 EStG voll zu versteuernde Kapitalabfindung ist jedoch 
nach der Fünftelregelung gemäß § 34 Abs. 1 EStG tarifbegünstigt. Bei der 
Einmalkapitalauszahlung aus dem aufgelösten Entgeltumwandlungsvertrag vom 12. 
August 2003 handelt es sich im Sinne höchstrichterlicher Rechtsprechung zum einen 
um zusammengeballte Einkünfte und zum anderen um eine Vergütung für eine 
mehrjährige Tätigkeit im Sinne von 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG. 


1. Nach § 34 Abs. 1 S. 1 EStG ist die auf außerordentliche Einkünfte entfallende 
Einkommensteuer nach § 34 Abs. 1 S. 2 bis 4 EStG zu berechnen. Als außerordentliche 
Einkünfte kommen nur die in § 34 Abs. 2 EStG aufgeführten Einkünfte in Betracht. Das 
bedeutet aber nicht, dass die hier im Streitjahr vereinnahmte Vergütung für eine 
mehrjährige Tätigkeit ohne weiteres ermäßigt zu besteuern ist. Vielmehr ist der Wortlaut 
des § 34 Abs. 2 EStG entsprechend dem Normzweck, die Auswirkungen des 
progressiven Tarifs abzuschwächen, auf solche Einkünfte zu beschränken, die 
„zusammengeballt" zufließen. Davon ist auszugehen, wenn der Steuerpflichtige infolge 
der Beendigung des Arbeitsverhältnisses in dem jeweiligen Veranlagungszeitraum 
einschließlich einer bspw. erfolgten Entschädigung insgesamt mehr erhält, als er bei 
ungestörter Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses, also bei normalem Ablauf der Dinge 
erhalten hätte (ständige Rechtsprechung des BFH, vgl. BFH-Urteil vom 27. Januar 


Seite 5 von 12


06.07.2015file:///C:/Users/a702012/Downloads/Entscheidung.html



file:///C:/Users/a702012/Downloads/Entscheidung.html





2010, IX R 31/09, BStBl 2011, 28).


a) Die dafür notwendige, hypothetische und prognostische Betrachtung orientiert sich 
grundsätzlich an den Verhältnissen des Vorjahres, das dem Veranlagungszeitraum, in 
dem die Entschädigung zufließt, am nächsten liegt. Sie gilt für den Normalfall, in dem 
die Verhältnisse des Vorjahres -- z. B. im Zuge einer normalen Gehaltsentwicklung --
auch diejenigen des Folgejahres mit großer Wahrscheinlichkeit abbilden. Sie gilt aber 
dann nicht, wenn die Einnahmesituation des Vorjahres durch außergewöhnliche 
Ereignisse geprägt ist und sich daraus keine Vorhersagen für den (unterstellten) 
normalen Verlauf bei Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses ableiten lassen. So 
beanstandet es der BFH insbesondere bei variablen Gehaltskomponenten nicht, wenn 
im Wege einer Prognoseentscheidung (auch) auf die Vorjahre zurückgegriffen wird.


b) Im Rahmen der Vergleichsberechnung sind zwei Größen einander 
gegenüberzustellen: die „Ist-Größe“, also das, was der Steuerpflichtige in dem 
betreffenden Veranlagungszeitraum (Streitjahr) einschließlich der Entschädigung 
insgesamt erhält, und die „Soll-Größe", nämlich die Einkünfte, die der Steuerpflichtige 
bei ungestörter Fortsetzung seines Arbeitsverhältnisses (bei normalem Ablauf der 
Dinge) erhalten hätte (BFH-Beschluss vom 9. März 2011, IX R 9/10, BFH/NV 2011, 
1320). Übersteigt die anlässlich der Beendigung eines Dienstverhältnisses gezahlte 
Entschädigung die bis zum Ende des Veranlagungszeitraums entgehenden Einnahmen 
nicht, ist das Merkmal der Zusammenballung von Einkünften nur erfüllt, wenn der 
Steuerpflichtige weitere Einnahmen bezieht, die er bei Fortsetzung des 
Dienstverhältnisses nicht bezogen hätte (BFH-Urteil vom 4. März 1998, XI R 46/97, 
BStBl II 1998, 787). 


c) Nach dem Normzweck ist im Rahmen der Vergleichsberechnung zur Ermittlung der 
Ist-Größe nicht die Art der Tätigkeit des Steuerpflichtigen nach der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses oder die Art der vereinnahmten Einkünfte im Streitjahr maßgebend, 
sondern die potenziell progressionssteigernde Wirkung der tatsächlich bezogenen 
Einkünfte.


d) Zwar ist die am Normzweck des § 34 EStG orientierte Rechtsprechung des BFH im 
Wesentlichen zu Entschädigungen im Sinne von § 34 Abs. 2 Nr. 2 EStG entwickelt 
worden. Sie ist nach Überzeugung des Gerichts aber auch zu beachten, wenn es um 
Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten geht. Der nach der höchstrichterlichen 
Rechtsprechung geforderte Vergleich von „Ist-Größe“, also dem, was die Klägerin im 
Streitjahr 2010 einschließlich der Entschädigung insgesamt erhalten hat, d. h. hier ihren 
Einkünften in Höhe von insgesamt 34.392,- € im Jahr 2010 und der „Soll-Größe", d. h. 
den Einkünften, die sie bei ungestörter Fortsetzung ihres Arbeitsverhältnisses weiter 
erhalten hätte, d. h. ihrem Bruttoarbeitslohn in Höhe von rund 23.096,- €, zeigt, dass 
insbesondere durch die Vergütung für ihre mehrjährigen Altersvorsorgebeiträge im Jahr 
2010 eine Zusammenballung von Einkünften eingetreten ist. Hinzu kommt, dass die 
Klägerin die im Jahr 2010 erzielten sonstigen Einkünfte, d. h. insbesondere die 
gesetzliche Altersrente und die Einmalzahlung aus der betrieblichen Altersvorsorge, bei 
Fortsetzung ihres Arbeitsvertrages mit der Kreissparkasse nicht bezogen hätte.


2. Nach § 34 Abs. 1 S. 1 EStG ist die auf außerordentliche Einkünfte entfallende 
Einkommensteuer nach besonderen Regeln zu berechnen. Als außerordentliche 
Einkünfte kommen nach § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG „Vergütungen für mehrjährige 
Tätigkeiten“ in Betracht. Die Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit liegt vor, wenn sie 
länger als zwölf Monate dauert und sich wenigstens über zwei Veranlagungszeiträume 
erstreckt. 


a) Gemäß Ziffer 329 des BMF-Schreibens vom 31. März 2010 zur steuerlichen 
Förderung der privaten Altersvorsorge und betrieblichen Altersversorgung (BStBl I, 270 
ff.) erfolgt die steuerliche Behandlung von Leistungen aus einer Direktversicherung, 
einer Pensionskasse und einem Pensionsfonds in der Auszahlungsphase nach § 22 Nr. 
5 S. 1 EStG. Hierbei hängt der Umfang der Besteuerung davon ab, inwieweit die 
Beiträge in der Ansparphase steuerbefreit gewesen sind. 


Ziffer 330 des BMF-Schreibens gibt vor, dass im Fall von Teil- bzw. 
Einmalkapitalauszahlungen es sich nicht um außerordentliche Einkünfte im Sinne des 
§ 34 Abs. 2 EStG handelt. Es liegt – so Ziffer 330 – weder eine Entschädigung noch 
eine Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit vor. Daher kommt die Anwendung der 
Fünftelregelung des § 34 EStG auf diese Zahlungen nicht in Betracht. 


b) Nach Sieker erfasst § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG sämtliche Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 
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Nr. 1-7 EStG (Sieker in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG-Kommentar, Band 15 [§§ 31-
34g], § 34, Rn. B 125). Nach Wacker sollte § 34 Abs. 4 Nr. 2 EStG auch auf 
Kapitaleinkünfte (nachträglicher Eingang von Zinsen) und Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung (Nachzahlung von Nutzungsvergütungen) angewendet werden, da sich 
auch hier für zusammengeballte Nachzahlungen grundsätzlich derselbe 
Progressionsanstieg wie bei anderen Einkunftsarten ergibt (Wacker in: Schmidt, EStG-
Kommentar, 33. Aufl., § 34 Rn. 39 mit weiteren Literaturnachweisen und Hinweis auf 
das BFH-Urteil vom 17. Juni 2009, VI R 69/06). Weiter führt Wacker aus, dass § 34 Abs. 
4 Nr. 2 EStG auch auf nachträgliche Nachzahlungen von Ruhegehaltsbezügen und die 
nachträgliche Zahlung von Leibrenten im Sinne des § 22 Nr. 1 EStG anzuwenden ist 
(Wacker in: Schmidt, EStG-Kommentar, 33. Aufl., § 34 Rn. 45). Mit Urteil vom 25. 
Februar 2014 hat der BFH entschieden (X R 10/12, BStBl II 2014, 668, juris-Ausdruck 
Rn.37, 38), dass § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG auch bei Einkünften aus Gewerbebetrieb zur 
Anwendung kommt. 


c) Mit Urteilen vom 23. Oktober 2013 hat der BFH entschieden (BFH-Urteile vom 23. 
Oktober 2013, X R 3/12, BStBl II 2014, 58 und X R 21/12, BFH/NV 2014, 330), dass seit 
der Ersetzung des Begriffs „Entlohnung“ durch den der „Vergütung“ § 34 Abs. 2 Nr. 4 
EStG auch für Einkünfte gemäß § 22 Nr. 1 EStG gilt (vgl. R 34.4 Abs. 1 Satz 2 EStR; 
Sieker in: Kirchhof/Söhn/Mellinghoff, EStG, § 34 Rn. B 125; HHR/Horn, § 34 EStG 
Rn. 60; Mellinghoff in Kirchhof, a. a. O., § 34 Rn. 27; Schmidt/Wacker, a. a. O., § 34 
Rn. 45).


Da die mehrjährige Tätigkeit im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG jedes sich über 
mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstreckende, der Erzielung von Einkünften im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1-7 EStG dienende Verhalten ist, muss bei den Einkünften 
gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) EStG auf die Beitragszahlungen in die 
Einrichtungen der Basisversorgung (u. a. gesetzliche Rentenversicherungen, 
berufsständische Versorgungseinrichtungen) abgestellt werden. Nur aufgrund dieser 
Beitragsleistungen können später Leibrenten und andere Leistungen vereinnahmt 
werden. Aus der maßgeblichen Sicht des Alterseinkünftegesetzes vom 5. Juli 2004 
(BGBl I, 1427) - AltEinkG - kann kein Zweifel am Vorliegen eines mehrjährigen, auf die 
Erzielung von Einkünften gerichteten Verhaltens bestehen, da die Kapitalzahlung des 
Versorgungswerks auf den vom Kläger in dem vom BFH entschiedenen Fall in der Zeit 
von 1981 bis einschließlich 2004 geleisteten Beiträgen beruht (BFH-Urteil vom 23. 
Oktober 2010, X R 3/12, a. a. O., juris-Ausdruck Rn.70).


3. Nach dem allgemeinen Gleichheitssatz gemäß Art. 3 Abs. 1 GG muss der 
Gesetzgeber wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches ungleich behandeln. 
Dies gilt für ungleiche Belastungen wie auch für ungleiche Begünstigungen. Aus dem 
allgemeinen Gleichheitssatz ergeben sich je nach Regelungsgegenstand und 
Differenzierungsmerkmalen unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber, die vom 
bloßen Willkürverbot bis zu einer strengen Bindung an 
Verhältnismäßigkeitserfordernisse reichen. Für die Anforderungen an 
Rechtfertigungsgründe für gesetzliche Differenzierungen kommt es wesentlich darauf 
an, in welchem Maß sich die Ungleichbehandlung von Personen oder Sachverhalten auf 
die Ausübung grundrechtlich geschützter Freiheiten auswirken kann. Genauere 
Maßstäbe und Kriterien dafür, unter welchen Voraussetzungen der Gesetzgeber den 
Gleichheitssatz verletzt, lassen sich nicht abstrakt und allgemein, sondern nur in Bezug 
auf die jeweils betroffenen unterschiedlichen Sach- und Regelungsbereiche bestimmen. 
Im Bereich des Steuerrechts hat der Gesetzgeber bei der Auswahl des 
Steuergegenstandes und bei der Bestimmung des Steuersatzes einen weitreichenden 
Entscheidungsspielraum. Die grundsätzliche Freiheit des Gesetzgebers, diejenigen 
Sachverhalte zu bestimmen, an die das Gesetz dieselben Rechtsfolgen knüpft und die 
es so als rechtlich gleich qualifiziert, wird hier, insbesondere im Bereich des 
Einkommensteuerrechts, vor allem durch zwei eng miteinander verbundene Leitlinien 
begrenzt: durch das Gebot der Ausrichtung der Steuerlast am Prinzip der finanziellen 
Leistungsfähigkeit und durch das Gebot der Folgerichtigkeit. Danach muss im Interesse 
verfassungsrechtlich gebotener steuerlicher Lastengleichheit darauf abgezielt werden, 
Steuerpflichtige bei gleicher Leistungsfähigkeit auch gleich hoch zu besteuern 
(horizontale Steuergerechtigkeit), während (in vertikaler Richtung) die Besteuerung 
höherer Einkommen im Vergleich mit der Steuerbelastung niedrigerer Einkommen 
angemessen sein muss. Bei der Ausgestaltung des steuerrechtlichen 
Ausgangstatbestands muss die einmal getroffene Belastungsentscheidung folgerichtig 
im Sinne der Belastungsgleichheit umgesetzt werden. Ausnahmen von einer solchen 
folgerichtigen Umsetzung bedürfen eines besonderen sachlichen Grundes. Dies gilt 
auch für die Ausgestaltung der Steuertarife. Im Hinblick auf die Belastungsgleichheit 
macht es keinen Unterschied, ob Einkünfte, welche die gleiche Leistungsfähigkeit 
repräsentieren, in unterschiedlicher Höhe in die Bemessungsgrundlage einfließen oder 
ob sie einem unterschiedlichen Tarif unterworfen werden (vgl. BFH-Urteil vom 20. 
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Oktober 2010, IX R 56/09, BStBl II 2011, 409, juris-Ausdruck Rn. 23 und 24 mit 
zahlreichen Rechtsprechungsnachweisen des BVerfG).


4. Unter Beachtung dieser Grundsätze sowie der BFH-Urteile vom 23. Oktober 2013 zu 
§ 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) EStG i. V. m. § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG ist die infolge der 
von der Klägerin gewählten Kapitalauszahlung ihres Altersvorsorgevertrages zum 3. 
November 2010 erfolgte Einmalauszahlung des bis dahin angesparten Kapitals in Höhe 
von 16.923,88 € dem ermäßigten Tarif nach der Fünftelregelung des § 34 Abs. 1 EStG 
zu unterwerfen, zumal der allgemeine Gleichheitssatz gemäß Art. 3 Abs. 1 GG gebietet, 
auch die streitige Kapitalauszahlung des Altersvorsorgevertrages dem ermäßigten 
Steuersatz des § 34 Abs. 1 EStG zu unterwerfen.


a) Im Streitfall hat die Klägerin für ihre externe betriebliche Altersversorgung über acht 
Veranlagungszeiträume seit September 2003 hinweg in Form von umgewandeltem 
Entgelt Beitragszahlungen an die Pensionskasse geleistet. Da die mehrjährige Tätigkeit 
im Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG jedes sich über mindestens zwei 
Veranlagungszeiträume erstreckende, der Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1-7 EStG dienende Verhalten ist, muss auch bei den Einkünften gemäß § 22 
Nr. 5 S. 1 EStG auf die Beitragszahlungen in Altersvorsorgeverträge, Pensionsfonds 
und Pensionskassen und Direktversicherungen abgestellt werden. Diese stellen zwar 
keine Einrichtungen der Basisversorgung (wie die gesetzliche Rentenversicherungen, 
berufsständische Versorgungseinrichtungen), aber Formen der externen betrieblichen 
Altersversorgung dar (Weber-Grellet in: Schmidt, EStG-Kommentar, 34. Aufl., § 22 Rn. 
125). Aus der Sicht des AltEinkG handelt es sich - wie bei den Beitragszahlungen in die 
Basisversorgung - auch bei den Beiträgen des Steuerpflichtigen in betriebliche 
Altersvorsorgeformen um auf die Erzielung von sonstigen Einkünften im Sinne des § 22 
Nr. 5 S. 1 EStG gerichtetes Verhalten, das über einen mehrjährigen Zeitraum angelegt 
ist. 


Dass die Beitragszahlungen in die Basisversorgung und die betriebliche 
Altersversorgung gleich zu behandeln sind, ergibt sich aus der Neuregelung der 
Besteuerung der Renten durch das AltEinkG. In diesem hat der Gesetzgeber im sog. 
„Drei-Schichten-Modell“ die Besteuerung der Altersrenten geregelt. In der 1. Schicht hat 
er die Basisversorgung, d. h. die Besteuerung der Versorgung durch die gesetzliche 
Rentenversicherung, die landwirtschaftlichen Alterskassen, die berufsständischen 
Versorgungseinrichtungen und die sog. Rürup-Rente geregelt. Ihre (Voll)-Besteuerung 
ergibt sich aus § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) EStG. In der 2. Schicht ist die 
Zusatzversorgung durch die betriebliche Altersvorsorge und die Riester-Rente geregelt 
worden. Ihre (Voll)-Besteuerung ergibt sich aus § 22 Nr. 5 S. 1 EStG. In der 3. Schicht 
sind die sog. Kapitalanlageprodukte geregelt, die der Alterssicherung dienen können, es 
im Gegensatz zu den beiden vorgenannten aber nicht müssen. Ihre Besteuerung erfolgt 
gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) bb) EStG mit dem Ertragsanteil, der vom Beginn der 
Rente und der Vollendung des Lebensjahres des Rentenberechtigten abhängt (vgl. 
Weber-Grellet in: Schmidt, EStG-Kommentar, 34. Aufl., § 22 Rn. 3).


b) Dass die sonstigen Einkünfte der Klägerin vorliegend als außerordentlich zu 
qualifizieren sind, ergibt sich bereits daraus, dass es sich bei der 
Einmalkapitalauszahlung um eine einmalige Vergütung im Rahmen der sonstigen 
Einkünfte handelt, die das zusammengeballte Ergebnis ihrer infolge der 
Entgeltumwandlung in die Pensionskasse in den vorangegangenen acht Jahren 
geleisteten Beiträge gewesen ist (vgl. auch BFH-Urteil vom 12. November 2013, VIII R 
36/10, BStBl II 2014, 168). Überdies entspricht die Zusammenballung der Einkünfte im 
Streitfall nicht dem vertragsgemäßen oder typischen Ablauf der von der Klägerin in 
Form von monatlichen Rentenleistungen ab dem 1. Januar 2015 beabsichtigten 
Einkünfteerzielung im Sinne von § 22 Nr. 5 S. 1 EStG. Allein der vorzeitige Eintritt der 
Klägerin in den Ruhestand zum 1. Januar 2010, der Bezug der Kapitalabfindung nach § 
4 Abs. 7 der allgemeinen Versicherungsbedingungen für eine betriebliche Versorgung 
zum Teilversicherungsschein der Klägerin auf Vorschlag ihres Arbeitgebers und der 
Sparkassen-Pensionskasse AG (FG-Akte, Bl.141,142) und die infolgedessen von ihr am 
23. Oktober 2009 gemeinsam mit der Kreissparkasse gewählte Kapitalauszahlung zum 
3. November 2010 hat zu der vorzeitigen und atypischen Kapitalauszahlung der 
vertraglich zunächst ab Januar 2015 vorgesehenen monatlichen Rentenzahlungen 
geführt. Dass es sich bei der Einmalauszahlung an die Klägerin um einen atypischen 
Verlauf des Altersvorsorgevertrages gehandelt hat, ergibt sich zum einen daraus, dass 
dieser in der Auszahlungsphase zunächst auf Rentenzahlungen ausgerichtet gewesen 
ist (vgl. § 3 Abs. 2 BetrAVG und § 4 Abs. 1 und 2 des Teilversicherungsscheines; FG-
Akte, Bl.141) und dass die Kapitalabfindung zum anderen nach § 4 Abs. 7 i. V. m. § 4 
Abs. 2 des Teilversicherungsscheines von ihrem Arbeitgeber als Versicherungsnehmer 
und der Sparkassen-Pensionskasse AG unter Verzicht auf die in § 4 Abs. 7 i. V. m. Abs. 
2 des Teilversicherungsscheines aufgeführte Dreijahresfrist bereits am 3. November 
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2010 ausgezahlt worden ist. Im Sinne des BFH-Urteils vom 23. Oktober 2013 X R 3/12 
zur Basisversorgung hat die Zusammenballung der sonstigen Einkünfte der Klägerin im 
Streitfall im Jahr 2010 deshalb nicht dem geplanten typischen Ablauf entsprochen, weil 
nach § 4 Abs. 1 des Teilversicherungsscheines zunächst beabsichtigt gewesen ist, die 
sonstigen Einkünfte ab der Vollendung des 65. Lebensjahres als Altersrente 
auszubezahlen. Hinzu kommt, dass - wie bei der Basisversorgung – wesentliches 
Charakteristikum auch der nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG zu versteuernden Einkünfte ist, 
dass sie neben der Basisversorgung ergänzend der Lebenshaltungssicherung des 
Steuerpflichtigen nach dem Erreichen der Altersgrenze von 65 Lebensjahren dienen 
bzw. bei Berufsunfähigkeit nach Vollendung des 60. Lebensjahres gezahlt werden. Dies 
zeigt, dass die betriebliche Altersvorsorge wie die Basisvorsorge typischerweise nach 
der Grundkonzeption des AltEinkG darauf ausgerichtet ist, als Altersrente der 
Lebensunterhaltssicherung zugute zu kommen (vgl. BFH-Urteil vom 23. Oktober 2013, 
X R 3/12, a. a. O., juris-Ausdruck Rn.74 und 75).


c) Ebenso wie Beitragszahlungen in der Ansparphase in die Basisversorgung nach 
höchstrichterlicher Rechtsprechung als Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten im 
Sinne des § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG zu behandeln sind, muss dies auch bei 
Beitragsleistungen in externe betriebliche Altersversorgungssysteme gelten. Andernfalls 
könnten Beitragsleistungen in Basisversorgungssysteme tarifermäßigt besteuert 
werden, während Leistungen in (externe) betriebliche Altersversorgungssysteme nicht 
tarifermäßigt behandelt werden könnten, obgleich der Gesetzgeber nach dem 3 
Schichten Modell des AlteinkG gerade die Basisversorgung und die Zusatzversorgung 
durch die betriebliche Altersversorgung weitgehend gleichstellen wollte. 


Mit der Tarifermäßigung will der Gesetzgeber bei außerordentlichen Einkünften, die mit 
laufenden Einkünften zusammentreffen, die durch die außerordentlichen Einkünfte 
ausgelöste Progressionswirkung, der keine nachhaltige Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen zugrunde liegt, abmildern (vgl. Wacker in: Schmidt, EStG-
Kommentar, 33. Aufl. § 34 Rn. 1). Die unterschiedliche Behandlung bei 
Einmalauszahlungen von Beitragsleistungen der Basisversorgung einerseits und der 
betrieblichen Altersversorgung andererseits bei sonst gleichen Verhältnissen, die zur 
Zusammenballung von sonstigen Einkünften führen, hätte zur Folge, dass das 
Leistungsfähigkeitsprinzip und das Gebot der Folgerichtigkeit nicht beachtet würden. 
Eine solche Ungleichbehandlung innerhalb der sonstigen Einkünfte, die daran anknüpft, 
dass Beiträge in die Basisversorgung tarifbegünstigt wären, während Beiträge in die 
betriebliche Altersvorsorge nicht tarifbegünstigt wären, würde eingedenk des AltEinkG 
ohne sachlichen Grund erfolgen, wäre nicht mit Art. 3 Abs. 1 GG zu vereinbaren und 
widerspräche dem Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit, zumal in 
der Auszahlungsphase sowohl die Bezüge aus der Basisversorgung als auch einer 
betrieblichen Altersversorgung zum einen nach § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst a) aa) EStG und 
zum anderen nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG als sonstige Einkünfte zu versteuern sind. 


d) Eine ungleiche Behandlung der sonstigen Einkünfte gemäß § 22 Nr. 5 S. 1 EStG 
gegenüber den sonstigen Einkünften gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) EStG, für die 
im Falle ihrer Zusammenballung bei einer Einmalkapitalauszahlung § 34 EStG 
anzuwenden ist, während dies bei den sonstigen Einkünften gemäß § 22 Nr. 5 S. 1 
EStG nach dem BMF-Schreiben vom 32. März 2010 ausgeschlossen sein soll, ist durch 
keinen sachlichen Grund gerechtfertigt. Das BMF-Schreiben enthält insofern keinerlei 
Anhaltspunkte. Solche sind auch nicht ersichtlich. Als sachlicher Grund kommt 
insbesondere nicht in Betracht, dass es sich bei der im vom BFH entschiedenen Fall X 
R 3/12 erfolgten Kapitalauszahlung, die nach § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) EStG 
besteuert worden ist, um eine solche gehandelt hat, die im Rahmen der 
Basisversorgung erfolgt ist. Wesentliches Merkmal der Basisversorgung ist, dass die 
grundsätzlich auszuzahlende Rente erst bei Erreichen einer bestimmten Altersgrenze 
bzw. Erwerbsunfähigkeit gezahlt wird und als Entgeltersatzleistung der 
Lebenshaltungssicherung zugute kommen soll. Dies wird grundsätzlich dadurch 
sichergestellt, dass die Rentenversicherungsansprüche nicht beleihbar, nicht vererblich, 
nicht veräußerbar, nicht übertragbar und nicht kapitalisierbar sind (BFH-Urteile vom 
23. Oktober 2013, X R 3/12, a. a. O., juris-Ausdruck Rn. 75 und vom 14. Juli 2010, X R 
37/08, BStBl II 2011, 628 juris-Ausdruck Rn. 25 ff.). 


Die betriebliche Altersvorsorge, die zur 2. Schicht der kapitalgedeckten 
Zusatzversorgung gehört, ist im BetrAVG geregelt und ist der Basisversorgung 
weitgehend angenähert. Auch sie hängt grundsätzlich nach § 2 Abs. 1 BetrAVG vom 
Erreichen einer Regelaltersgrenze ab und ist nicht vererblich, d. h. die Hinterbliebenen 
haben nach § 2 Abs. 1 
BetrAVG nur einen eigenen, nicht etwa ererbten Anspruch gegen den 
Versicherungsträger. Insbesondere im Fall der im Streitfall vorliegenden 
Entgeltumwandlung ist nach § 1b Abs. 5 S. 1 Nr. 3 BetrAVG das Recht zur 
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Verpfändung, Abtretung oder Beleihung durch den Arbeitgeber ausgeschlossen. Nach § 
4 Abs. 1 BetrAVG dürfen die unverfallbaren Anwartschaften im Sinne des § 1b Abs. 1 S. 
1 BetrAVG nur unter den Voraussetzungen der Abs. 2 ff. übertragen werden. Und 
schließlich dürfen unverfallbare Anwartschaften, d. h. solche, bei denen das 
Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalles, jedoch nach Vollendung des 25. 
Lebensjahres endet und die Versorgungszusage mindestens fünf Jahre bestanden hat, 
nur unter den in den nach § 3 Abs. 2 ff. BetrAVG aufgeführten Voraussetzungen durch 
gesonderten Ausweis und Einmalzahlung (vgl. § 3 Abs. 6 BetrAVG) abgefunden 
werden. 


Nach der gesetzlichen Konzeption des BetrAVG ist demnach die Rentenzahlung im 
Rahmen der ergänzenden betrieblichen Altersvorsorge die Regel, während die 
Einmalzahlung gemäß § 3 Abs. 6 BetrAVG die Ausnahme darstellt. Damit handelt es 
sich bei der Kapitalabfindung - wie bei der Basisversorgung und wie bereits ausgeführt –
um einen atypischen Verlauf und die tatsächliche Verwendung der betrieblichen 
Altersversorgung als Altersversorgung wird wie bei der Basisversorgung grundsätzlich 
dadurch sichergestellt, dass auch die betrieblichen Versorgungsansprüche nicht 
beliehen, nicht vererbt, nicht veräußert, nicht übertragen und nicht kapitalisiert werden 
können. Demnach ist die betriebliche Altersversorgung vom Grundsatz her, als zweite 
Säule der Altersversorgung, die neben der Basisversorgung als Entgeltersatzleistung 
ebenfalls ergänzend der Lebensunterhaltungssicherung dient, nach den gesetzlichen 
Vorgaben des AltEinkG und des BetrAVG mit der Basisversorgung gleich zu behandeln. 
Allein die dritte Schicht der Kapitalanlageprodukte, d. h. insbesondere die 
kapitalgedeckten Lebensversicherungen, die vererblich, übertragbar, beleihbar und 
kapitalisierbar sind, können demnach nicht mit der Basisversorgung gleich behandelt 
werden. Dies zeigt sich im Übrigen schon daran, dass sie - da in der Regel aus 
versteuertem Einkommen aufgebaut - gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) bb) EStG nur 
mit dem Ertragsanteil besteuert werden. 


Dass der Gesetzgeber auch im Bereich der betrieblichen Altersvorsorge ein Bedürfnis 
nach progressionsmildernden Regelungen für den Fall des Bezugs von 
Einmalleistungen gesehen hat, zeigen zudem die Beratungen zum AlteinkG. Im 
Rahmen dieser hatte der Finanzausschuss zunächst vorgesehen, bei Einkünften aus 
Kapitallebensversicherungen, die gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 1 EStG steuerpflichtig 
sein sollten, die eintretende Progressionswirkung durch Schaffung eines § 34 Abs. 2 Nr. 
6 EStG abzumildern. Im Vermittlungsausschuss wurde dem indes weitgehend dadurch 
Rechnung getragen, dass anstelle des § 34 Abs. 2 Nr. 6 EStG unter den 
Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 2 EStG lediglich die Hälfte des 
Unterschiedsbetrages zwischen der Versicherungsleistung und der Summe der auf sie 
entrichteten Beiträge anzusetzen ist (vgl. Anlage zu BT-Drucks. 15/3230 und BFH-Urteil 
vom 23. Oktober 2013, X R 3/12, a. a. O., juris-Ausdruck, Rn.77). 


e) Dass die auf die Basisversorgung bezogenen Entscheidungen des BFH vom 23. 
Oktober 2013 auf die betriebliche Altersversorgung zu übertragen sind und § 34 Abs. 2 
Nr. 4 EStG bei Einmalkapitalauszahlungen aus einer betrieblichen Zusatzversorgung, 
bei denen es sich um außerordentliche Einkünfte handelt, entgegen Ziffer 330 des BMF-
Schreibens vom 31. März 2010 aufgrund der Zusammenballung von Einkünften greift, 
ergibt sich zudem aus einem Vergleich von nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG zu besteuernden 
„Rentenbezügen“ aus einer betrieblichen Altersversorgung und einer 
„Einmalkapitalauszahlung“. Während Rentenbezüge nach § 22 Nr. 5 S. 1 EStG in der 
Auszahlungsphase jährlich im jeweiligen Veranlagungszeitraum besteuert werden, 
würden Einmalkapitalauszahlungen ohne Berücksichtigung des § 34 EStG trotz der 
durch die einmalige Zusammenballung erhöhten Steuerbelastung der sonstigen 
Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 5 S. 1 EStG nach der vom Beklagten und vom BMF 
vertretenen Auffassung im Jahr ihrer Auszahlung ohne Tarifermäßigung besteuert. 


Auch dies ist mit Art. 3 Abs. 1 GG nicht vereinbar, da ansonsten unter 
Außerachtlassung des § 34 EStG die sonstigen Einkünfte nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 EStG i. 
V. m. § 22 Nr. 5 S. 1 EStG anders behandelt würden als Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 4 EStG i. V. m. § 19 EStG oder - wie 
bereits dargelegt - als die sonstigen Einkünfte gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 Buchst. a) aa) 
EStG oder als die gewerblichen Einkünfte gemäß §§ 2 Abs. 1 Nr. 2 EStG i. V. m. § 15 
EStG, ohne dass ein die Ungleichbehandlung rechtfertigender Grund für die 
unterschiedliche Behandlung innerhalb der Einkunftsarten vorläge. 


f) Da § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG i. V. m. § 34 Abs. 1 EStG allein an die in der 
Auszahlungsphase eingetretene Zusammenballung von sonstigen Einkünften nach § 22 
Nr. 5 S. 1 EStG anknüpft, kann der Anwendung der Tarifermäßigung schließlich auch 
nicht entgegenstehen, dass die Klägerin im Rahmen der am 12. September 2003 
vereinbarten Entgeltumwandlung in der Ansparphase nach § 3 Nr. 63 EStG die 
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Steuerfreiheit der von ihr geleisteten Beiträge gewählt hat. Der vom Gesetzgeber zum 
Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung durch Art. 1 Nr. 2 c) des 
AltEinkG eingeführte § 3 Nr. 63 EStG, der die Steuerfreiheit der Arbeitgeberbeiträge in 
das jeweilige Altersvorsorgesystem in der Ansparphase regelt, kann nicht zur Folge 
haben, dass die Anwendung des § 34 EStG, der allein darauf gerichtet ist, die durch die 
Zusammenballung von Einkünften höhere Progressionswirkung abzumildern, in der 
Auszahlungsphase ausgeschlossen ist. 


g) Nach alledem ist auf die Einmalkapitalauszahlung in Höhe von 16.923,88 €, die nach 
§ 22 Nr. 5 S. 1 EStG zu versteuern ist, die Tarifermäßigung gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 4 
EStG i. V. m. § 34 Abs. 1 EStG anzuwenden. Die Berechnung der Tarifermäßigung wird 
nach § 100 Abs. 2 S. 2 FGO dem Beklagten aufgegeben. 


4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO. Die Entscheidung über die 
vorläufige Vollstreckbarkeit wegen der von der Beklagten zu tragenden Kosten ergibt 
sich aus §§ 151 Abs. 2 und 3, 155 FGO i. V. m. §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 


Die Voraussetzung für die Zulassung der Revision liegen vor (§ 115 Abs. 2 FGO). Mit 
Urteil vom 23.  Oktober 2013 hat der BFH die Tarifermäßigung gemäß § 34 Abs. 2 Nr. 4 
EStG i. V. m. § 34 Abs. 1 EStG auf die sonstigen Einkünfte gemäß § 22 Nr. 1 S. 3 
Buchst. a) aa) EStG angewendet (BFH-Urteile vom 23. Oktober 2013, X R 3/12 und X R 
21/12 a. a. O.). Um höchstrichterlich zu klären, ob die Tarifermäßigung auch im Fall 
sonstiger Einkünfte gemäß § 22 Nr. 5 S. 1 EStG greift, hat das Gericht die Revision 
wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache zugelassen. Hierbei hat es auch 
berücksichtigt, dass der Gesetzgeber im Rahmen der Verabschiedung des AltEinkG 
seinerzeit zunächst selbst erwogen hatte, § 34 Abs. 2 EStG bei 
Kapitallebensversicherungen, bei denen die Erträge zusammengeballt zufließen, um 
eine Nr. 6 zu erweitern (BT-Drucks. 15/3004, S. 21 und BFH-Urteil vom 23. Oktober 
2013, X R 3/12, a. a. O., juris-Asdruck, Rn. 77). Auch das BMF-Schreiben vom 10. 
Januar 2014 und insbesondere die Rz. 204 zur Basisversorgung und zu § 34 Abs. 1 
EStG ändern hieran nichts (BMF-Schreiben vom 10. Januar 2014, BStBl I, S. 70 ff. 
Rz.204 <S.74>). 


Rechtsmittelbelehrung


Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Revision zu.


Die Revision ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils bei 
dem Bundesfinanzhof schriftlich einzulegen. Die Revisionsschrift muss das 
angefochtene Urteil bezeichnen. Eine Abschrift oder Ausfertigung des Urteils soll ihr 
beigefügt werden. Die Revision ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des 
vollständigen Urteils zu begründen. Auch die Begründung ist bei dem Bundesfinanzhof 
einzureichen. Die Begründung muss die Erklärung enthalten, inwieweit das Urteil 
angefochten und seine Aufhebung beantragt wird. Sie muss ferner die bestimmte 
Bezeichnung der Umstände enthalten, aus denen sich eine Rechtsverletzung durch das 
Urteil ergibt; soweit Verfahrensmängel gerügt werden, muss sie auch die Tatsachen 
angeben, aus denen sich der Mangel ergibt.


Für die Einlegung und Begründung der Revision sowie in dem weiteren Verfahren vor 
dem Bundesfinanzhof besteht Vertretungszwang. Zur Vertretung der Beteiligten vor dem 
Bundesfinanzhof berechtigt sind Rechtsanwälte, Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigte Buchprüfer; zur Vertretung berechtigt sind auch 
Gesellschaften im Sinne des § 3 Nr. 2 und 3 des Steuerberatungsgesetzes, die durch 
solche Personen handeln. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum 
Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden 
oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.


Der Bundesfinanzhof hat die Postanschrift: Postfach 86 02 40, 81629 München, und die 
Hausanschrift: Ismaninger Str. 109, 81675 München, sowie den Telefax-Anschluss: 089/ 
9231-201.


Hinweis:


Die Revision kann auch über den elektronischen Gerichtsbriefkasten des 
Bundesfinanzhofs eingelegt und begründet werden, der über die vom Bundesfinanzhof 
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zur Verfügung gestellte Zugangs- und Übertragungssoftware erreichbar ist. Die 
Software kann über die Internetseite www.bundesfinanzhof.de lizenzkostenfrei 
heruntergeladen werden. Hier befinden sich auch weitere Informationen über die 
Einzelheiten des Verfahrens, das nach der Verordnung der Bundesregierung über den 
elektronischen Rechtsverkehr beim Bundesverwaltungsgericht und beim 
Bundesfinanzhof vom 26. November 2004 (BGBl. I S.3091) einzuhalten ist.


gez. Kramer                                             gez. Riehl                                                  gez. 
Lang


Quelle: Justiz Rheinland-Pfalz
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Urteil Az. 3 U 124/13∗


OLG Frankfurt am Main


9. Oktober 2014


Tenor


Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts Frankfurt am1
Main � 23. Zivilkammer � vom 17.05.2013(2/23 O 354/12) wird zurückgewiesen.


Die Beklagte trägt die Kosten des Berufungsverfahrens.2


Die Streithelferin trägt ihre auÿergerichtlichen Kosten selbst.3


Das Urteil des Landgerichts ist ohne Sicherheitsleistung vorläu�g vollstreckbar.4
Die Beklagte darf die Vollstreckung der Klägerin aus dem Berufungsurteil gegen
Sicherheitsleistung in Höhe von 115 % des nach dem Berufungsurteil vollstreck-
baren Betrages abwenden, wenn nicht die Klägerin zuvor Sicherheit in Höhe von
115% des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.


Die Revision wird nicht zugelassen.5


Gründe


I.6


Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Auszahlung der Versicherungsleistung aus7
einer Kapitallebensversicherung in Anspruch. Sie ist die Witwe des am ...04.2012
verstorbenen Herrn A. Dessen damaliger Arbeitgeber hatte die Lebensversicherung
als sogenannte Direktversicherung für Herrn A als Versicherungsnehmer bei der
Rechtsvorgängerin der Beklagten im April 1987 abgeschlossen. Nach den zu-
grunde liegenden Versicherungsbedingungen war für die Versicherungsleistung
bezugsberechtigt Herr A,


8
∗http://openjur.de/u/741784.html (= openJur 2014, 22136)
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. . . mit der Maÿgabe, dass im Todesfall ihr Anspruch in nachfolgender Rang-
folge übergeht: a) auf den verwitweten Ehegatten, b) . . . �.


Im November 1987 heiratete Herr A in erster Ehe Frau ... A, die Streitverkün-9
dete.


Im Jahre 1989 wurde die Versicherungssumme unter Beibehaltung der Ver-10
sicherungsbedingungen erhöht. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses im
Jahre 1997 setzte Herr A das Versicherungsverhältnis selbst beitragsfrei fort.
Unter dem 25.06.1997 (Anlage K 6, Bl. 13 d. A.) bat die Beklagte Herrn A um
Übersendung einer ausgefüllten Begünstigungserklärung, damit es im Leistungs-
fall nicht zu Unklarheiten komme. Durch Erklärung vom 09.07.1997 (Anlage K
7, Bl. 14 d. A.) bestimmte Herr A daraufhin, bezugsberechtigt nach seinem Tode
solle �der verwitwete Ehegatte� sein, was ihm die Beklagte unter dem 22.08.1997
bestätigte. Ab März 2000 lebten Herr A und die Streitverkündete getrennt und
wurden am . . . 04.2002 rechtskräftig geschieden. In der hierzu getro�enen Schei-
dungsfolgenvereinbarung wurde die Lebensversicherung Herrn A zugeteilt.


Im Oktober 2002 heirateten Herr A und die Klägerin. Im März 2003 erhielt Herr11
A auf die Frage nach der Bezugsberechtigung aus der streitigen Versicherung
von der Beklagten die Auskunft, dass im Todesfall �ihre verwitwete Ehegattin�
begünstigt sei.


Nachdem Herr A am 18.04.2012 verstorben war, zahlte die Beklagte die Ver-12
sicherungssumme in Höhe von 34.530,51 an die Streitverkündete aus.


Mit der Klage begehrt die Klägerin die Zahlung der Versicherungssumme an sich.13


Sie hat behauptet, Herr A habe als bezugsberechtigt jeweils denjenigen Ehe-14
gatten angesehen, mit dem er im Zeitpunkt des Todes verheiratet sein würde.
Auf Nachfrage im Jahre 2007 sei ihm von der Sachbearbeiterin der Beklagten
versichert worden, dies sei die aktuell mit ihm verheiratete Ehefrau.


Die Klägerin hat beantragt,15


die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 34.530,51 nebst Zinsen in Höhe von16
5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 31.10.2012 zu zahlen.


Die Beklagte hat beantragt,17


die Klage abzuweisen.18


Sie hat den Standpunkt vertreten, sie habe mit Recht die Versicherungssumme19
an die Streitverkündete ausgezahlt.


Das Landgericht, auf dessen Urteil zur Darstellung des weiteren Sach- und Stre-20
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itstandes verwiesen wird, hat der Klage entsprochen, weil Herr A bereits zu
Beginn des Versicherungsverhältnisses als Bezugsberechtigte die Ehegattin bes-
timmt habe, die Zeitpunkt des Todes mit ihm verheiratet sei. Die Klägerin sei
Witwe im Sinne des Rechts der Hinterbliebenenversorgung.


Es habe sich vorliegend um eine Versicherung im Sinne von �1 Abs. 1 S. 121
BetrAVG gehandelt, so dass hinsichtlich des Begri�s der Hinterbliebenenver-
sorgung auf das Recht der gesetzlichen Rentenversicherung abzustellen sei. Dem-
nach sei Witwe bzw. Witwer, wer mit dem versicherten Ehegatten bei dessen
Tod verheiratet gewesen sei. Diese Regelung habe Herr A durch seine Erklärung
vom 09.07.1997 bei der Weiterführung der Versicherung nach seinem Ausschei-
den aus dem Arbeitsleben bestätigt. Zwar gehe die Rechtsprechung davon aus,
dass sich bei Benennung des Ehegatten als bezugsberechtigt die Bezugsberech-
tigung bei Fehlen entgegenstehender Anhaltspunkte auf den bei Abschluss des
Versicherungsvertrages mit dem Versicherungsnehmer verheirateten Ehegatten
beziehe; das gelte hier jedoch nicht, weil bei Abschluss der Versicherung die
Regelungen des gesetzlichen Rentenversicherungsrechts zwingend anzuwenden
gewesen seien, ohne dass Herr A hierauf hätte Ein�uss nehmen können. Auf die
Entscheidungsgründe des angefochtenen Urteils wird ergänzend Bezug genom-
men.


Mit der Berufung verfolgt die Beklagte ihr Abweisungsbegehren weiter. Sie rügt,22
das Landgericht habe es unterlassen, auf die vom Gesetz vorgeschriebene Rei-
henfolge der Bezugsberechtigten und deren Bindung für den vorliegenden Ver-
sicherungsvertrag hinzuweisen. Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses habe
sich nämlich der Inhalt des Versicherungsverhältnisses entscheidend geändert.
Denn Herr A habe nunmehr die Möglichkeit gehabt, die Bezugsberechtigung frei
zu bestimmen, was er unter dem 09.07.1997 (Anlage K 14) getan habe. Damit
sei bezugsberechtigt die damals mit ihm verheiratete Frau ... A gewesen.


Dier Beklagte hat im Berufungsverfahren Frau ... A den Streit verkündet. Diese23
ist dem Rechtsstreit auf Seiten der Beklagten beigetreten.


Beklagte und Streitverkündete beantragen,24


das Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main � 2/23 O 344/12 vom 17.05.201325
abzuändern und die Klage abzuweisen.


Die Klägerin beantragt,26


die Berufung zurückzuweisen.27


Sie verteidigt das angefochtene Urteil.28


II.29
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Die Berufung der Beklagten ist statthaft und zulässig, sie ist form- und frist-30
gerecht eingelegt und begründet worden. Die Berufung bleibt indes in der Sache
ohne Erfolg. Das Urteil des Landgerichts ist im Ergebnis zu Recht ergangen. Die
Angri�e der Berufung vermögen dies nicht in Frage zu stellen. Denn sofern wenn
man darauf abstellt, dass Herr A die Bezugsberechtigung nach Beendigung des
Arbeitsverhältnisses frei bestimmen konnte, ergibt sich kein anderes Ergebnis
gegenüber dem angefochtenen Urteil.


Wer in einem solchen Fall bezugsberechtigt ist, wäre nämlich unter Berücksich-31
tigung der Versicherungsbedingungen, bzw. der Erklärung nach den Maÿstäben
der ��133, 157 BGB auszulegen und zwar im Deckungsverhältnis zwischen dem
Versicherungsnehmer und dem Versicherer (Senat, Urteil vom 09.06.2015 � 3 U
176/04 � bestätigt durch Urteil des Bundesgerichtshofs vom 14.02.2007 � IV ZR
150/05 -).


Vorliegend war in allen Fällen als bezugsberechtigt die �verwitwete Ehefrau�32
angegeben worden. Verwitwet ist de�nitionsgemäÿ diejenige Person, deren Ehep-
artner während einer bestehenden Ehe verstirbt. Verwitwet kann also nur die
im Zeitpunkt des Todes mit Herrn A verheiratete Klägerin gewesen. Denn
die Streitverkündete hatte nach ihrer Scheidung von Herrn A den Familien-
stand �geschieden�, nicht aber den Familienstand �verwitwet�, weil er A nicht
während der mit ihr bestehenden Ehe verstorben war. Sie kann also auch von
den Versicherungsbedingungen nicht als bezugsberechtigt gemeint sein. Davon
muss auch Herr A ausgegangen sein, denn als ihm im März 2003, also nach
Eheschlieÿung mit der Klägerin von der Beklagten mitgeteilt wurde, im Todes-
fall sei �ihre verwitwete Ehegattin� bezugsberechtigt, hat Herr A keinen Anlass
gesehen, diese Bestimmung zu ändern, die sich eindeutig nur auf die Klägerin be-
zogen haben kann. Wäre Herr A im Übrigen nach der Scheidung der ersten Ehe
unverheiratet verstorben, hätte die Streitverkündete ebenfalls keinen Anspruch
auf die Versicherungssumme gehabt, weil sie nicht � verwitwet� im Sinne der
Versicherungsbedingungen gewesen wäre.


Für die Bezugsberechtigung der Klägerin spricht auch, dass die Versicherung33
durch die erwähnte Scheidungsfolgenvereinbarung Herrn A zugeteilt wurde, ohne
dass eine Bezugsberechtigung der Streitverkündeten aufrechterhalten worden
wäre. Im Gegenteil wurde der Versicherungswert bei der Berechnung der Ver-
mögensauseinandersetzung voll auf Seiten des Herrn A angesetzt.


Auch ein etwaiges Motiv, die Streitverkündete versorgt zu wissen, kann keine34
Rolle gespielt haben, weil dieser an Vermögen mehr verblieb als Herrn A (s. Nr.
7 und 8 der Scheidungsfolgenvereinbarung, Bl. 22 d.A.).


Nach alldem konnte die Berufung keinen Erfolg haben und war mit der Kosten-35
folge der ��97 Abs. 1, 101 Abs. 1, 2. Halbsatz ZPO zurückzuweisen.


Die Entscheidung über die vorläu�ge Vollstreckbarkeit ergibt sich aus ��708 Zif-36
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fer 10, 711, 108 ZPO .


Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen ihrer Zulassung37
(�543 Abs. 2 ZPO) nicht gegeben sind.
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